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Der Bundesminister des Innern 
IF- 117 000/50 


Bonn, den 4. September 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verletzung des Luftraums der Bundesrepublik Deutsch- 
land an der Demarkationslinie zur DDR 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Stücklen, Dr. 
Zimmermann, Wagner (Günzburg), Dr. Dollinger, 
Höcherl, Biehle, Gierenstein, Lemmrich und Genossen 
- Drucksache VI/1081 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministern der Verteidigung und für innerdeut- 
sche Beziehungen wie folgt: 


1. Sind Pressemeldungen zutreffend, daß seit Beginn dieses Jahres 
über sechzig Militärflugzeuge der DDR - darunter auch sowje- 
tische Jagdbomber vom Typ MIG 21 mit voller Bewaffnung - 
in das Gebiet der Bundesrepublik eingeflogen sind? 

Derartige Meldungen treffen nicht zu. Vom 1. Januar bis zum 
31. Juli 1970 wurden fünf Luftraumverletzungen an der Demar- 
kationslinie durch östliche Düsenflugzeuge bekannt. Ob es sich 
dabei um Militärflugzeuge der DDR oder der Sowjetunion 
handelte, konnte nicht in jedem Fall festgestellt werden, eben- 
sowenig, ob die Flugzeuge vollbewaffnet waren oder nicht. - 
Auch die Zahl der Luftraumverletzungen in Ost-West-Richtung 
insgesamt, also einschließlich der Luftraumverletzungen durch 
Hubschrauber und sonstige Flugzeuge, liegt erheblich unter 60, 
nämlich bei etwa 25. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Ein- 
dringtiefe in den meisten Fällen geringfügig war und die Dauer 
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der Luftraumverletzung oft nur den Bruchteil einer Minute 
ausmachte. 


2. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung gegen diese Luft- 
raumverletzungen für richtig gehalten? 

Zahl und Schwere der Luftraumverletzungen lassen keine 
Steigerung gegenüber früheren Jahren erkennen. Unter diesen 
Umständen bestand kein Anlaß zu verschärften Reaktionen, bei 
denen im übrigen die Zuständigkeit der drei Mächte zu beach- 
ten wäre, die bei gegebenem Anlaß gegenüber den sowjetischen 
Stellen zu protestieren pflegen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen, Franke, daß Sportflieger aus der 
Bundesrepublik, die irrtümlich die Demarkationslinie über- 
fliegen, „die Bestrebungen der Bundesregierung um ein besseres 
Verhältnis zur DDR belasten und damit ihre Bemühungen er- 
schweren, das Los der Menschen zu erleichtern, die aus poli- 
tischen Gründen unter der Spaltung Deutschlands haben leiden 
müssen“? 

Durch ein System von Warneinrichtungen ist dafür Sorge ge- 
tragen worden, daß ein Einfliegen in die DDR im Rahmen des 
Möglichen verhindert wird. Dennoch kommt es bei Starts von 
nahe der DDR gelegenen Flugplätzen vor, daß insbesondere 
Sport- und Segelflugzeuge ohne Funkanlage nach verlorener 
Orientierung das Gebiet der DDR berühren. Derartige Vorfälle 
haben nicht immer nur im Irrtum, sondern manchmal auch im 
Leichtsinn der Piloten ihre Ursache. Dies ist den Luftsportver- 
bänden wohl bekannt. Die Bundesregierung hat mit ihnen seit 
Jahren über diese Probleme gesprochen. Die Verbände stimmen 
mit der Bundesregierung in der Einschätzung der Probleme 
überein. Sie haben in ihrem Bereich dafür Sorge getragen, daß 
jeder Pilot - auch über die Folgen vorwerf baren Fehl Ver- 
haltens - unterrichtet ist. 

Nur auf diese Fälle von Fahrlässigkeit bezieht sich die Äuße- 
rung des Herrn Kollegen Franke, nicht aber auf Fälle echten, 
nach Lage der Dinge unvermeidbaren Irrtums, die nie ganz aus- 
geschlossen werden können. 

Die ernste Sorge der Bundesregierung, von der sich der Bundes- 
minister für innerdeutsche Beziehungen hat leiten lassen, muß 
auch aus dem Gesichtspunkt verstanden werden, daß die Bun- 
desregierung in Fällen des Festhaltens von Piloten und Flug- 
zeugen nicht untätig bleibt. Diese Bemühungen, den Menschen, 
die in Schwierigkeiten gleich welcher Art geraten sind, zu 
helfen, werden erheblich erleichtert, wenn die Betroffenen sich 
nicht leichtfertig verhalten haben. 
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4. Wird die Bundesregierung die strafrechtlich in grobem Mißver- 
hältnis zur Schuld stehende Vorurteilung von Sportfliegern 
ebenso wie die entschädigungslose Einziehung der Sportmaschi- 
nen jetzt und in Zukunft hinnehmen, um damit weitere Beweise 
ihrer Entspannungsbereitschaft zu liefern? 


Die Bundesregierung bedauert wie die Opposition Verurteilun- 
gen von Piloten, die in die DDR eingeflogen sind, und Ein- 
ziehungen von Sportflugzeugen. Allerdings sollte nicht über- 
sehen werden, daß die Behörden in der DDR Luftraumver- 
letzungen durchaus differenziert behandeln. In fast allen Fällen 
wurden Piloten und Flugzeuge nach Abschluß der Ermittlungen 
nicht länger in der DDR festgehalten. 

Die Bundesregierung unternimmt - wie schon in der Antwort 
zur Frage 3 ausgeführt - alles, was in ihren Kräften steht, um 
Piloten und Flugzeuge so schnell wie möglich wieder in das 
Bundesgebiet zurückzubringen. Von einer „Hinnahme" der 
Maßnahmen der DDR-Behörden kann keine Rede sein. 


Genscher 



